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Text 

Pflichtversicherung in der Unfallversicherung 

§ 3. (1) In der Unfallversicherung sind auf Grund dieses Bundesgesetzes, soweit es sich um 
natürliche Personen handelt, pflichtversichert: 

 1. die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a bezeichneten Personen; 

 2. die nachstehend bezeichneten Familienangehörigen einer in Z. 1 bezeichneten Person, wenn sie 
in diesem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb tätig sind: der Ehegatte, die Kinder, Enkel, Wahl-, 
Stief- und Schwiegerkinder und die Eltern, Großeltern, Wahl-, Stief- und Schwiegereltern sowie 
die Geschwister, sofern diese nicht auf Grund der Beschäftigung im Betrieb einer 
Pflichtversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz oder dem Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetz unterliegen. 

(2) Die Pflichtversicherung gemäß Abs. 1 besteht nur, wenn es sich um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb handelt, dessen zuletzt im Sinne des § 25 des Bewertungsgesetzes 
festgestellter Einheitswert den Betrag von 150 € erreicht oder übersteigt oder für den ein Einheitswert aus 
anderen als den Gründen des § 25 Z 1 des Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird. Handelt es sich um 
einen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 150 € nicht erreicht, so 
besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden Personen, vorausgesetzt, daß sie aus dem Ertrag des 
Betriebes überwiegend ihren Lebensunterhalt bestreiten. Der Ermittlung des Einheitswertes ist zugrunde 
zu legen: 
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 a) bei Verpachtung einer land(forst)wirtschaftlichen Fläche ein um den anteilsmäßigen Ertragswert 
der verpachteten Fläche verminderter Einheitswert; 

 b) bei Zupachtung einer land(forst)wirtschaftlichen Fläche in den Fällen des § 23 Abs. 3 dritter Satz 
ein um den anteiligen Ertragswert der gepachteten Fläche erhöhter Einheitswert, in allen übrigen 
Fällen ein um zwei Drittel des anteiligen Ertragswertes der gepachteten Flächen erhöhter 
Einheitswert; 

 c) bei Erwerb oder Veräußerung einer land(forst)wirtschaftlichen Fläche (Übertragung von 
Eigentumsanteilen an einer solchen), wenn gemäß § 21 Abs. 1 Z 1 lit. a des Bewertungsgesetzes 
der Einheitswert nicht neu festgestellt wird, ein um den anteilsmäßigen Ertragswert dieser 
Flächen (des Eigentumsanteiles) erhöhter bzw. verminderter Einheitswert; 

 d) im Falle der gesetzlichen Vermutung gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 der anteilsmäßige Ertragswert der 
Waldfläche. 

Änderungen des Einheitswertes gemäß lit. a, b und c sowie durch sonstige Flächenänderungen werden 
mit dem ersten Tag des Kalendermonates wirksam, der der Änderung folgt. Sonstige Änderungen des 
Einheitswertes werden mit dem ersten Tag des Kalendervierteljahres wirksam, das der Zustellung des 
Bescheides der Finanzbehörde erster Instanz folgt. 

(3) Die im Zeitpunkt des Todes eines im Abs. 1 Z. 1 bezeichneten Betriebsführers in der 
Unfallversicherung pflichtversicherten Angehörigen gelten für die Dauer des Verlassenschaftsverfahrens 
weiter als nach dieser Bestimmung pflichtversichert; dies gilt auch für Personen, bei denen die 
Voraussetzungen für die Pflichtversicherung erst während des Verlassenschaftsverfahrens eintreten. 
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